
„Die Wende zum Besseren 
ist geschafft" 

angesichts der verbesser- 
ten wirtschaftlichen Lage 
nat Bundeskanzlerin An- 
gela Merkel auf der tradi- 
tionellen Pressekonferenz 
nach dem Ende der par- 

•amentarischen Sommer- 
Pause eine positive Zwi- 
schenbilanz der ersten 
n*un Monate nach der Re- 

gierungsübernahme gezo- 
gen. 

Der Rückgang der Zahl 
der Arbeitslosen im Juli auf 
4,3 Millionen und das An- 

steigen der Erwerbstätigen- 
zahl seien „hoffnungsvolle 
Signale". Außerdem gebe es 

inzwischen weniger Insol- 

venzen und ein „vernünfti- 
ges Wachstum". Diese Trend- 
wende führte die Kanzlerin 

auf drei Gründe zurück: Ne- 
ben günstigen Faktoren     • 
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• wie weltwirtschaftliche 
Impulse, Rationalisierungs- 
maßnahmen der Unterneh- 
men oder eine zurückhalten- 
de Lohnpolitik der Tarifpart- 
ner, „die mit der Politik gar 
nichts zu tun" hätte, würden 
vor allem die Teile der Agen- 
da 2010 zu wirken beginnen, 
die von der Union maßgeb- 
lich mitgestaltet wurden. Der 
dritte Grund für den Auf- 
schwung sei die von der Uni- 
on forcierte „Politik des 
Dreiklangs" aus Sanieren, 
Investieren und Reformie- 
ren. Mit Blick auf die Haus- 
haltssanierung habe die 
unionsgeführte Bundesre- 
gierung Fortschritte erzielt, 
auch wenn das strukturelle 

Defizit noch nicht vollkom- 
men aufgelöst sei. Deshalb 
halte die Regierung an der 
Erhöhung der Mehrwert- 

steuer fest. In diesem Zu- 
sammenhang machte Ange- 

la Merkel deutlich, dass zum 
1. Januar 2007 nicht nur die 
Mehrwertsteuer heraufge- 
setzt, sondern gleichzeitig 
die Lohnzusatzkosten ge- 

senkt werden. Dennoch blei- 
be richtig, dass die Koalition 

den Menschen „eine Menge" 
zumute. Dies sei jedoch nö- 

tig, wenn Deutschland aus 
der „Spirale der Verschul- 
dung" herauskommen wolle. 
Die Bundesregierung werde 
jetzt die weiteren notwendi- 
gen Schritte einleiten, „da- 
mit wir in den nächsten zehn 
Jahren bei Beschäftigung, 

bei Innovation und beim 
Wachstum wieder zu den 
ersten Drei in Europa ge- 

hören". 

Reformvorhaben 

Auch wenn „die Wende 
zum Besseren geschafft" sei, 
müsse die Entwicklung ver- 

stetigt werden, mahnte die 
CDU-Vorsitzende. Konkret 
nannte sie eine fristgerech- 
te Umsetzung der Gesund- 
heitsreform zum 1. Januar 
2007, eine Unternehmen- 
steuerreform, eine „Überar- 
beitung grundlegender Art 

von Hartz IV" und einen 
wirksamen Bürokratieab- 

bau. 
Zugleich wies sie darauf 

hin, dass die Regierung im 
gesellschaftspolitischen Be- 
reich viele Vorhaben ange- 
packt habe, wie das Eltern- 

geld oder das Thema Inte- 

gration. Angesichts der ak- 
tuellen außen- und sicher- 
heitspolitischen Herausfor- 
derungen versicherte die 

CDU-Vorsitzende, dass die 
Große Koalition die „rot- 
grünen Friktionen" über- 
wunden habe. Nunmehr 
spiele Deutschland wieder 

eine wichtige Rolle und kön- 
ne Einfluss auf die Entschei- 
dungen nehmen. Die deut- 
sche Außenpolitik sei nicht 

nur „klar auf Werte ausge- 
richtet", sondern auf Part- 
nerschaft und Geschlos- 
senheit der internationalen 

Staatengemeinschaft ange- 
legt. 

Als Schwerpunkte der 
deutschen G-8-Präsident- 
schaft im nächsten Jahr 
nannte die Kanzlerin Fragen 
der Weltwirtschaft, der Kapi- 
talmärkte, den Schutz des 
geistigen Eigentums und ei- 

nen intensiven Dialog mit 
Afrika. Im Mittelpunkt der 
deutschen EU-Ratspräsident- 

schaft in der ersten Hälfte 

des Jahres 2007 stehe die 
Weiterentwicklung des Bin- 
nenmarktes. Zudem falle das 
Jubiläum „50Jahre Römische 
Verträge" in die deutsche 

Präsidentschaft. 
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Aus den Ländern 

Berlin 

Wowereit läuft sich für Linksbündnis 
im Bund warm 

Erklärung zu den bundes- 
Politischen Ambitionen des 
Regierenden Bürgermeis- 
ters Wowereit: 

Klaus Wowereit hat sich 
*um zweiten Mal geoutet: Er 
w'll „rot-rote Erfahrung" in 
den Bund einbringen. Damit 
ist es klar: Wowereit hat Ber- 
lin abgehakt und will in der 
Bundes-SPD mehr Einfluss 
gewinnen. Er läuft sich in 
Berlin mit der PDS für ein 

Unksbündnis im Bund unter 
seiner Führung warm. Was 
sich da  innerhalb der SPD 

Ronald Pofalla 

zusammenbraut, ist gefähr- 
lich für unser Land. Jede ge- 
meinsame   Regierung   von 

PDS und SPD hat bislang ge- 
zeigt: Rot-Rot führt in die 
Krise - ob in Sachsen-An- 
halt, in Berlin oder Mecklen- 

burg-Vorpommern. Die Bi- 
lanzen zeigen: Rot-Rot macht 
pleite, arbeitslos und arm! 

Die Menschen in Berlin 
haben am 17. September 

die große Chance, die hoch- 
fliegenden Pläne ihres Re- 
gierenden Bürgermeisters zu 
stoppen. 

Ronald Pofalla ist der 
Generalsekretär der CDU 
Deutschlands. 

KONZENTRIERE MICH GANZ AUF BERLIN 

Oer Spitzenkandidat für 
die Wahl zum Berliner 

Abgeordneten-Haus, 
Friedbert Pflüger, will 
ganz in die Berliner Lan- 
despolitik wechseln. 

»Ich habe mich ent- 
schlossen, in jedem Fall 
nach dem 17. September 
mein Abgeordnetenhaus- 
Mandat in Berlin anzuneh- 
men und meine Ämter als 
Staatssekretär und Bun- 

destags -Abgeordneter 
niederzulegen", erklärte 
pflüger in der Hauptstadt, 

^er Staatssekretär beim 
Bundesminister der Ver- 
eidigung betonte, er 

Friedbert Pflü 

wolle Regierender 

Bürgermeister 
werden und glau- 
be, gute Chancen 
zu haben, Rot-Rot 
abzulösen. Sollte 
der Wähler je- 

doch anders ent- 
scheiden, werde 

er Fraktionschef und da- 
mit Oppositionsführer im 
Berliner Parlament. Pflü- 

ger versicherte, er sei in 
„einem langen Prozess" zu 

der Einsicht gelangt, dass 
die Aufgabe in Berlin den 
„ganzen Mann" fordere. 
Deshalb stehe er für „100 
Prozent  Berlin".  Die Vor- 

sitzende der CDU 
Deutschlands, 
die er zuvor über 
seine Pläne infor- 
miert hatte, halte 
seine Entschei- 
dung für richtig, 
so Pflüger. 

Den Landes- 
vorsitz soll der bisherige 
Amtsinhaber Ingo Schmitt 
behalten. Die Aufgabe im 

Abgeordnetenhaus be- 
deute eine solche Heraus- 
forderung, dass er es für 
klug halte, die Verantwor- 
tung auf mehrere Schul- 
tern zu verteilen, erklärte 
Pflüger. 
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Aus den Ländern 

Brandenburg/Berli n 

Erinnerung wach halten! 
Brandenburger und Berli- 
ner Unions-Politiker ha- 
ben in einer gemeinsamen 
Gedenkveranstaltung an 
der Glienicker Brücke der 
Opfer der Mauer gedacht. 

45 Jahre nach Beginn des 
Mauerbaus warnten der 
Spitzenkandidat für die Wahl 
zum Berliner Abgeordneten- 

haus, Friedbert Pflüger, und 
der Brandenburger Landes- 
vorsitzendejörg Schönbohm 
vor einer Verharmlosung der 
Gräueltaten der SED-Dikta- 
tur. Schönbohm sagte, die 
Erinnerung an die Mauer 
müsse wach gehalten wer- 
den. Sie sei kein antifaschis- 
tischer Schutzwall gewesen, 
wie es die SED stets behaup- 
tet habe. Die Linkspartei 
nehme bis heute Täter in 
Schutz. Ihr Ehrenvorsitzen- 
der Hans Modrow sehe die 
Verantwortung für den Mau- 
erbau beiderseits der Gren- 
ze. Die PDS stelle die Ideolo- 
gie über die Freiheit. Nach- 
dem auch Sozialdemokraten 

Opfer der Politik der SED ge- 
worden seien, müsse sich die 
SPD für ihre Bündnisse mit 
der Linkspartei schämen. Es 

sei ein Ausdruck der Belie- 
bigkeit der SPD, dass sie un- 
ter anderem in Berlin ge- 
meinsam mit der PDS regie- 

re. Pflüger betonte, es gebe 

Ezard Haußmann, Jörg Schönbohm, Sven Petke, Friedbert Pflüger, Frank Henkel, 
Ingo Schmitt (von links) 

keine Opfer erster und zwei- 
ter Klasse. Die Opfer der 
Mauer seien zugleich Weg- 
bereiter von Freiheit gewe- 
sen. Ohne ihren Einsatz und 
ohne den Mut derjenigen, 

die 1989 in der DDR auf die 
Straße gingen, wäre die 
Deutsche Einheit nicht mög- 
lich gewesen. Den Mauer- 
opfern müsse deshalb eine 
Ehrenpension zugestanden 
werden. Autor und Zeitzeu- 
ge Ezard Haußmann be- 
zeichnete die Mauer als Ver- 
brechen. Der Gedenktag sei 
zugleich Mahn- und Warn- 
tag. Er gedenke mit tiefem 

Schmerz an die Opfer und 
die Talente, die sich auf- 
grund des Mauerbaus nicht 
entfalten konnten. Der Ge- 

neralsekretär der Branden- 

burger CDU, Sven Petke, 
sagte, die Union werde es 
nicht zulassen, dass die Op- 
fer von Mauer und Stachel- 
draht vergessen würden. Die 
500 Teilnehmer der Unions- 

Gedenkveranstaltung in 
Potsdam seien auch ein Zei- 
chen gegen den Versuch ei- 
ner kleinen Minderheit, die 
Geschichte zu fälschen, so 
Petke. 

Vor der brandenburgi- 
schen Landeszentrale der 

SED-Nachfolgepartei PDS 
bauten 20 Potsdamer JU- 
Mitglieder unter großem 
Medieninteresse ein sym- 
bolisches Stück der Berliner 

Mauer wieder auf und erin- 
nerten mit Fotos und Le- 
bensläufen an einige der oft 

sehr jungen Opfer. 
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Mitgliederwerbung 

Neue Mitgliederwerbekampagne 

Farbe bekennen 

Farbe bekennen. 
Mitglied werden. 

rl 
Leitfaden Mitgliederwerbung 
Farbe bekennen. 
Mitglied werden. 

Bestell-Nummer: 4019 
Preis je 25 Stück: 14,50 € 
inkl. MwSt: 15,52 € 

Es ist soweit: Unter dem Motto 
»Farbe bekennen" ist die neue 

^'tgliederwerbekampagne der 
C°U Deutschlands gestartet. 

Nach dem großen Erfolg der 
Karnpagne 2003/2004, die den 
^a|do der Mitgliedschaften An- 
fang 2004 erstmals seit fünf Jah- 
ren ins Plus wachsen ließ, ist es 
nun wieder an der Zeit, aktiv zu 
Wer"den. „Wir haben ein Ziel, das in 

greifbare Nähe rückt: noch in die- 
sem Jahr mitgliederstärkste Partei 
Deutschlands zu werden", erklärt 
der Schirmherr der Kampagne, Ge- 
neralsekretär Ronald Pofalla. 

Die Chancen stehen gut, denn 
mit 563.790 Mitgliedern ist die 
CDU der SPD (572.009 Mitglie- 

Leporelio 
Farbe bekennen. 
Mitglied werden. 

Bestell-Nummer: 5< 
Preis je 100 
inkl. MwSt.: 17,66 € 
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Mitgliederwerbung 

^MtUtan    ftrutcN:     E«-or*«n 

«l"  '•   WÜÄÄÜ 

der) dicht auf den 
Fersen. Dennoch soll- 
ten wir uns nichts 
vormachen: an die 
Spitzenposition zu rü- 
cken, nur weil die 
anderen dramatisch 
schrumpfen, könne 
nicht das Ziel sein, so 

Pofalla. 
Wir wollen wieder 

wachsen. „Neue Mit- 
glieder bringen wich- 
tige Impulse und neue 
Ideen",   betont   Ge- 
neralsekretär   Ronald 
Pofalla. „Unsere Par- 
tei   lebt   durch   ihre 
Mitglieder, denn sie machen uns in ihrer 
Vielfalt zur Volkspartei." Außerdem kann 
nur   so   die   Basisarbeit   geleistet,   die 
Kampagnenfähigkeit erhalten  und die fi- 

irrriTHin 

Alle Materialien finden Sie auch zum Download unter www.cdunet.de 

Imagebroschüre der CDU 
Deutschlands 

Bestell-Nummer: 
Preis je 
inkl. MwSt.: 19,80 € 

nanzielle Grundlage der Parteiarbeit gesi- 
chert werden. Und auch Funktionen und 

Mandate müssen übernommen werden. 
Was also haben wir vor? Viele Elemente 

der alten Kampagne haben wir beibehalten 
- das Botschaftermodell, die Schulungen 

vor Ort und den Wettbewerb zwischen den 
Verbänden. Sie haben sich bewährt und sol- 

len jetzt neuen Schwung erhalten. Zusätz- 
lich gibt es neue Elemente, beispielsweise 

die Verknüpfung der Kampagne mit der ak- 
tuellen Debatte zum Grundsatzprogramm- 

Einen solchen Prozess aktiv mit- 
gestalten zu können, kann bereits 
ein Anreiz sein, sich in  unserer 
Partei zu engagieren. Schließlich 

ist jetzt die Gelegenheit da, den 
eigenen Vorstellungen Gehör zu 
verschaffen und die Leitlinien für 
die   nächsten  Jahre  mitzuentwi- 
ekeln. 

Um all diese Ideen praktisch 

umsetzen zu können, hat die Bun- 
desgeschäftsstelle ein umfangrei- 
ches Angebot an begleitenden 

Materialien bereitgestellt. Zentrales Kam- 

pagnenelement ist der Leitfaden mit dem 
Titel „Farbe bekennen. Mitglied werden". Er 

enthält alle wichtigen Informationen zu der 
neuen Kampagne sowie Tipps und prakti- 
sche Hinweise. Das neue Kampagnenmoti^ 
gibt es selbstverständlich auch als Wand- 
zeitung. Darüber hinaus haben wir für die 
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Mitgliederwerbung 

Aufnahmeantrag 

Bestell-Nummer:6i 
200 Stück kostenlos! 

Aufnahmeantrag 
Kurzfassung 
Bestell-Nummer:6( 
200 Stück kostenlos! 

Werber unterstützendes Material zur Ge- 
sPrächsführung zusammengestellt. Denn 
die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt: 
Erfolg verspricht vor allem die Ansprache 
Möglicher Interessenten im persönlichen 
Umfeld. Damit die Werber der CDU - die 
Botschafter - gut vorbereitet in ein Ge- 
spräch mit einem möglichen Interessenten 
gehen können, wollen wir sie mit Argumen- 
tationshilfen unterstützen. Folgende Argu- 

mentationskarten finden Sie auf unserer 
Kampagnenseite im Mitgliedernetz unter 
www.cdunet.de: • Werbegespräch - War- 
urn Mitglied werden? Werbegespräch - 
So könnte es laufen. „Einwände gegen ei- 
ne Mitgliedschaft - und wie man sie ent- 
kräftet!" 

Dass eine erfolgreiche Entwicklung der 
^'tgliederzahlen möglich ist, zeige ein 
B|'ck auf die Kreisverbände, unterstreicht 
R°nald Pofalla: „Mitgliederzuwachs oder 
^'tgliederschwund sind nicht allein das Re- 
sultat demographischer oder gesellschaftli- 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 

CDU-Kundenbetreuung 
Telefax 05241-8094165 

E-Mail: cdu-shop@bertelsmann.de 

Nutzen Sie auch unseren E-Shop unter 
www.cdunet.de 

eher Veränderungen. Sie sind ganz wesent- 
lich auf die Aktivitäten der Verbände und 
den Einsatz der Mitglieder sowie der Funk- 
tions- und Mandatsträger vor Ort zurückzu- 
führen." 

Also: Farbe bekennen, Mitgliederwerben! 

Farbe bekennen. 
Mitglied werden. 

Wandzeitung für Ihre Werbekampagne 
DIN A2 quer 

Preis je 10 Stück: 8,00 € 
inkl. MwSt. und Versand 

Bestellung richten Sie bitte per E-Mail an: 

bestellungen@ubg-medienzentrum.de 
oder per Fax an 02226-802333. 

Die Abonnenten erhalten die Wand- 
zeitung in Kürze per Post. 

21106 



Föderalismusreform 

Annette Schavan 

Exzellenz durch Wettbewerb 
Die Reform der bundes- 
staatlichen Ordnung in 
Deutschland ist endlich 
beschlossene Sache. Sie 
war längst überfällig. Für 
die Bildungs- und Wissen- 
schaftspolitik schafft sie 
klare Verantwortlichkei- 
ten und ermöglicht zum 
ersten Mal einen kons- 
truktiven Dialog zwischen 
Bund und Ländern. 

Bildung und Wissen- 
schaft in Deutschland müs- 
sen sich an internationalen 

Maßstäben messen lassen. 
Im Gegensatz zu vielen an- 
deren Ländern stagniert 
bei uns der Anteil derjeni- 
gen, die einen tertiären 
Bildungsabschluss haben. 
Dem internationalen Bil- 

dungswettbewerb können 
wir nur begegnen, wenn wir 

auch in Deutschland mehr 
Wettbewerb zulassen. Wir 
wollen keinen unerbittli- 
chen Konkurrenzkampf. Wir 

wollen Wettbewerb als ein 
modernes Steuerungsins- 
trument, das Länder und 
Hochschulen dazu ani- 
miert, nach den besten Lö- 
sungen für ihr Bildungs- 
und Wissenschaftssystem 
zu suchen. 

Die Föderalismusreform 
hat eine Grundlage ge- 
schaffen, auf der Bund und 

Annette Schavan 

Länder gemeinsam nach 
Lösungen suchen können. 
Eine der großen Herausfor- 
derungen ist der Anstieg 
der Studierendenzahlen. 
Schätzungen gehen von 
2,3 Millionen Studierenden 
im Jahr 2013 aus. Auch an- 
schließend werden es deut- 
lich mehrals zwei Millionen 
Studierende sein. Wir müs- 
sen diese jungen Männer 
und Frauen spüren lassen, 
dass wir jeden von ihnen 
brauchen. Deshalb müssen 
wir die Qualität und Effi- 
zienz des Studiums im Zu- 
ge des Bologna-Prozesses 
entscheidend verbessern. 
Deshalb müssen wir aber 

auch unsere besonders 
begabten jungen Männer 
und Frauen mehr fördern. 
Wir dürfen diese Talente 
nicht länger verstecken. 
Nur mit ihnen hat Deutsch- 

land eine Chance im inter- 
nationalen Wettbewerb. 

Strategische 
Kooperation 

Dafür müssen Bund und 
Länder an einem Strang zie- 
hen. Diese Föderalismusre- 
form erlaubt Bund und Län- 
dern erstmals eine strate- 

gische Kooperation in ei- 
nem Hochschulpakt 2020. 
Bund und Länder werden 

ihn bis Ende des Jahres ge- 
meinsam erarbeiten. Unser 
Ziel ist es, die Ausbildungs- 
und die Forschungsleistung 

der Hochschulen bis zum 
Jahr 2020 zu sichern, im 
Rahmen des Hochschul- 
pakts können wir Vorha- 
ben fördern, die direkt 

die Leistungs- und Ausbil- 
dungsfähigkeit der Hoch- 
schulen und die Ausbil- 
dungschancen der Studien- 

berechtigten erhöhen. Die 
neue Gemeinschaftsaufga' 
be für Vorhaben der Wis- 
senschaft und Forschung an 
Hochschulen ermöglicht mit 
der Förderung der Wissen- 
schaft auch die Förderung 

der Lehre. 
Der Schlüssel zur Exzel- 

lenz liegt in den Hochschu- 

len selbst. Sie müssen ihre 
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Föderalismusreform 

Strukturen den Bedürfnis- 
sen der Zeit anpassen. Die 
Föderalismusreform gibt 
das Signal, die Hochschulen 
aus der staatlichen Detail- 
steuerung zu entlassen und 
'hnen mehr Autonomie ein- 
zuräumen. Der Bund wird 
sein Hochschulrecht auf ein 
Mindestmaß beschränken. 
Die Kompetenz für Hoch- 
schulzulassung und Hoch- 
schulabschlüsse behält der 
Bund aber. Es liegt nun an 
den Ländern, ihren Spiel- 
raum zu nutzen und so viel 
wie möglich dieser Freiheit 
an die Hochschulen weiter- 
zugeben. Nur so werden 
die Hochschulen zu Leucht- 
türmen mit internationaler 
strahlkraft. 

Verantwortung 

Die Länder haben künf- 
tig die Verantwortung für 
den Hochschulbau. Damit 
sie aber ihrem Zuwachs an 
Verantwortung im dringen- 
den Interesse ihrer Hoch- 
Schulen gerecht werden 
können, stellt der Bund 
Geld für die künftigen 
lrivestitionen in den Aus- 
bau und Neubau von Hoch- 
Schulen zur Verfügung. Ich 
erWarte von den Ländern, 
dass sie diese Mittel - es 
s>nd jedes Jahr insgesamt 
^ehr als 695 Millionen Euro 

zusammen   mit   ausrei- 

chend eigenen Mitteln in 
den weiteren Ausbau und 
die Modernisierung der 
deutschen Hochschulland- 
schaft investieren. 

Der Bund stellt darüber 
hinaus ab dem kommenden 
Jahr jährlich 298 Millionen 
Euro für überregional be- 

deutsame Fördermaßnah- 
men zur Verfügung, um in- 
novative Vorhaben von na- 
tionaler Exzellenz an den 
Hochschulen anzuregen und 
mitzufinanzieren. Auch die 
Länder müssen ihren Teil 
dazu beitragen, damit wir 
das von den Europäischen 
Staats- und Regierungs- 
chefs in Lissabon ausgege- 
bene Ziel, mindestens drei 
Prozent des Bruttoinlands- 
produktes in Forschung und 
Entwicklung zu investieren, 
bis zum Jahr 2010 erreichen 
können. 

Forschungs- 
förderung 

Eine zentrale Aufgabe 

des Bundes bleibt die For- 
schungsförderung. Die Bun- 

desregierung investiert in 
dieser Legislaturperiode zu- 
sätzlich sechs Milliarden Eu- 
ro in Forschung und Ent- 

wicklung. Dass Bund und 
Länder bei der Förderung 
überregional bedeutsamer 
wissenschaftlicher For- 
schung zusammenarbeiten, 

auch diese Möglichkeit 
bleibt mit der Föderalismus- 
reform erhalten. 

Die Schulpolitik war in 
der Vergangenheit Sache 
der Länder; sie wird es auch 
in Zukunft sein. Bund und 
Länder haben künftig die 

Möglichkeit, das Funda- 
ment für ergebnisorientier- 
te Vergleichbarkeit unserer 
Bildungseinrichtungen zu 
verbessern sowie gemein- 
same strategische Ziele für 
die Weiterentwicklung des 
Bildungs- und Wissen- 
schaftssystems zu verein- 
baren. Der Bund wird vor 
diesem Hintergrund auch 
seine Anstrengungen in der 
Bildungsforschung erhö- 
hen. Zwar gab es auch vor 
der Föderalismusreform un- 
zählige Studien und Ana- 
lysen zum Bildungssystem. 
Diese waren in ihrer Ge- 
samtheit aber nicht syste- 
matisch angelegt. Das wird 
sich jetzt ändern. 

Der Beschluss des Bun- 
destages und die Zustim- 
mung des Bundesrates er- 

möglichen eine längst über- 
fällige Neugestaltung des 
Bildungs- und Wissen- 
schaftssystems. Jetzt soll- 
ten wir uns an die Arbeit 
machen. 

Annette Schavan ist 
Bundesministerin für Bil- 
dung und Forschung und 
stellvertretende Vorsitzen- 
de der CDU Deutschlands. 
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Schutz vor 
Hobbyanwälten 
gewährleisten 

Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion begrüßt vom 
Grundsatz her, dass mit 

dem Rechtsdienstleistungs- 
gesetz eine gesetzliche 
Neuregelung des Rechtsbe- 
ratungsrechts erfolgt. Das 
bisherige Rechtsberatungs- 
gesetz ist mittlerweile 

durch eine umfangreiche 
Rechtsprechung der Bun- 

desgerichte in Teilen derart 
modifiziert worden, dass ei- 
ne Neukonzeption notwen- 
dig geworden ist. 

Oberste Maxime dieser 
Neukonzeption des Rechts- 
beratungsrechts wird es 
sein, die hohe Qualität der 
Rechtsberatung in Deutsch- 
land für den rechtsuchen- 
den Bürger zu erhalten. Von 
daher ist es außerordentlich 
begrüßenswert, dass sich 
die Bundesregierung in ih- 
rem Gesetzentwurf dazu be- 
kennt, dass auch künftig 
qualifizierter und umfassen- 
der Rechtsrat nur von Rechts- 
anwältinnen und Rechtsan- 
wälten erbracht werden darf 

und nicht von Hobbyanwäl- 
ten. Nur diese Berufsgruppe 
ist sowohl von ihrer Ausbil- 
dung als auch aufgrund be- 
sonderer berufsrechtlicher 
Anforderungen (Unabhän- 

gigkeit, Verschwiegenheits- 

jürgen Gehb 

pflicht, Haftungsregeln) her 
in der Lage, den Erwartun- 
gen der Bürger in diesem 
Bereich gerecht zu werden. 
Es käme schließlich auch 
niemand auf die Idee, im 
OP-Saal mit einem Hobby- 
arzt, der eine Operation am 
offenen Herzen durchfüh- 
ren soll, konfrontiert zu wer- 
den. 

Soweit aufgrund der 
Rechtsprechung der Bun- 
desgerichte gewisse Öff- 
nungen des anwaltlichen 

Beratungsmonopols not- 
wendig sind, wird im weite- 
ren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens intensiv 
und im konstruktiven Dia- 
log mit den Betroffenen ge- 
prüft werden, ob die inso- 
weit gefundenen Regelun- 
gen insbesondere unter 

dem Aspekt der Qualitätssi- 
cherung angemessen und 
zielführend sind. 

Jürgen Gehb ist der 
rechtspolitische Fraktions- 
sprecher. 

Videoüberwachung 
besser nutzen 

Die Videoaufzeichnung im 
Kölner Hauptbahnhof und 
der dadurch ausgelöste 
Fahndungsdruck haben zur 
raschen Ergreifung des 
mutmaßlichen Kieler Bom- 
benlegers geführt. Damit 
konnten weitere Attentate 
durch diese Person verhin- 
dert werden. 

Nun gibt es keinen Zwei- 
fel mehr: Videoüberwachung 
ist nicht nur zur Strafverfol- 
gung, sondern gerade auch 
zur Verhinderung von Ter- 
roranschlägen unverzicht- 

bar. 
Entscheidend ist dabei 

nicht allein die Überwa- 
chung, sondern - wie von 
der DB AG praktiziert - die 
Schaffung einer Auswer- 
tungsmöglichkeit durch 
Aufzeichnung und Speiche- 
rung des Videomaterials 

mit einer Speicherfrist von 

bis zu 48 Stunden. 
Das entsprechende Ko- 

operationsmodell der Si- 
cherheitsbehörden mit der 
DB AG hat sich bewährt 

und muss auf andere priva- 
te und öffentliche Betrei- 
ber von Videoanlagen aus- 
geweitet werden. Es kann 
nicht länger hingenommen 
werden, dass verfügbare 
Daten Sicherheitsbehörden 

unter Hinweis auf Daten- 
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Hans-Peter Uhl 

schütz vorenthalten wer- 
den, wie bislang in Berlin 
geschehen. 

Wo es die öffentliche 
Sicherheit erfordert, müs- 
sen zusätzlich Videoüber- 
wachungsanlagen installiert 
werden. 

Hans-Peter Uhl ist in- 
nenpolitischer Fraktions- 
sprecher. 

Ausstellung 
-»Erzwungene Wege" 

eine gute Visiten- 
karte 

Die Ausstellung „Erzwun- 

gene Wege: Flucht und 

Vertreibungen im Europa 
des 20. Jahrhunderts" ist 
durch die Art ihrer Darstel- 

'Ur>g eine ausgezeichnete 
Visitenkarte für ein „Zen- 
trum gegen Vertreibun- 
gen" in Berlin. Sie stellt 
sehr abgewogen und ex- 

emplarisch die Vertrei- 
bungsschicksale von rund 

einem Dutzend Volksgrup- 
pen und von Vertreibungs- 
ereignissen im Europa des 
20. Jahrhunderts in ihrem 
jeweiligen historischen 
Kontext dar. 

Die Ausstellung straft 
dabei alle voreiligen Kritiker 
lügen, die seit Jahren versu- 
chen, die Stiftung „Zentrum 

gegen Vertreibungen" in ei- 
ne einseitige nationale Ecke 
zu drängen und die gegen 
die Errichtung eines „Zen- 
trums gegen Vertreibungen" 
in Berlin polemisieren. 

Der Stiftung „Zentrum 

gegen Vertreibungen" ist 
es gelungen, eine sehr 
anschauliche Ausstellung 
zu erstellen, die der von 
Anfang an von der Stif- 
tung verfolgten Konzeption 
folgt, die Vertreibungen in 
Europa aufzuarbeiten. An- 
gefangen mit dem Völker- 
mord an den Armeniern 
1915/16, über die Vertrei- 
bung der Deutschen am En- 
de des Zweiten Weltkrieges 

bis hin zu den Vertreibun- 
gen im ehemaligen Jugosla- 
wien am Ende des 20. Jahr- 
hunderts werden diese 
schrecklichen historischen 
Ereignisse, bei denen Millio- 
nen Menschen ihr Leben 

und noch viele mehr ihre 
Heimat verloren haben, be- 
leuchtet. 

Die Ausstellung belegt 
abermals, wie sinnvoll und 
wichtig   die   Aufarbeitung 

Jochen Konrad Fromme 

der Vertreibungsgeschich- 
ten des 20. Jahrhunderts ist. 
Denn Vertreibungen sind 
keine längst überwunde- 
nen historischen Ereignisse, 
sondern sich in Geschichte 
und leider auch in der 

Gegenwart wiederholende 
Prozesse, wie man gegen- 
wärtig im Sudan zur Kennt- 
nis nehmen muss. 

Durch diese Ausstellung 
zeigt sich einmal mehr, dass 
es richtig war und ist, dass 
CDU und CSU sich von An- 
fang an für die Errichtung 
eines „Zentrums gegen Ver- 
treibungen" in Berlin einge- 

setzt haben. Die Stiftung 
„Zentrum gegen Vertrei- 
bungen" beweist mit dieser 
Ausstellung, dass sie ein 
vertrauensvoller Partner in 
diesem Entstehungsprozess 
ist. 

Jochen-Konrad Fromme 
ist der Vorsitzende der 

Gruppe der Vertriebenen, 
Flüchtlinge und Aussiedler 
der Bundestagsfraktion. 
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Nein zu weiteren 
Steuererhöhungs- 

begehren 

Keine Frage, die sichere 
Finanzierung der Sozial- 
systeme wird uns in Zu- 
kunft stark belasten. Jetzt 
bereits wieder über eine 
weitere Belastung der All- 
gemeinheit nachzudenken, 
ist der falsche Weg. Es darf 
keine unbedachten Steuer- 
erhöhungen geben. 

Vielmehr ist es angezeigt, 
die sich langsam erholende 
Konjunktur weiter zu stüt- 
zen. Wir streben daher eine 
umfassende Unternehmens- 
steuerreform an. Diese soll 
die Unternehmen weiter ent- 
lasten, um verstärkt wieder 
Arbeitsplätze in Deutschland 

zu sichern und die Ansied- 
lung von Unternehmen in 
Deutschland zu fördern. Eine 
bedenkenlose und ungeplan- 
te Steuererhöhung zu diesem 
Zeitpunkt kann und wird die 
positiven Effekte einer Un- 
ternehmenssteuerreform 
wieder zerstören. 

Es besteht kein Zweifel - 
die Erhöhung der Mehrwert- 
steuer ist von größter Bedeu- 
tung, um eine Beitrag zur 
Konsolidierung des Haus- 
halts zu leisten. Wichtig ist 
aber auch, dass wir die Aus- 
gabenseite stärker und bes- 
ser in den Griff bekommen. 

Mit dem im September 
zu diskutierenden Entwurf 

des Haushalts 2007 sind wir 
auf dem besten Wege, nicht 
nur die im Grundgesetz fest- 
geschriebenen Vorgaben ein- 

Otto Bernhardt 

zuhalten, sondern auch die 
Maastricht-Kriterien. 

Stören wir diesen Weg 
der Reformen und der Kon- 
solidierung nicht durch 
unnötige Diskussionen um 
eine Steuererhöhung! 

Otto Bernhardt ist der 

finanzpolitische Fraktions- 
sprecher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion. 

Neue Gerechtigkei hr Freiheit. 

CDU-Bundesgeschäfts- 

führer Johannes von 

Thadden (r.) begrüßte 

einen Konvent aus 

Franziskanerinnen im 

Konrad-Adenauer- 

Haus in Berlin. Die 

Ordensschwestern be- 

treuen in direkter 

Nachbarschaft zur 

CDU-Parteizentrale das 

namhafte Franziskus- 

krankenhaus. Gemein- 

sam mit Johannes von Thadden und Staatssekretär a.D. Bernhard Worms (I.) diskutier- 

ten die Ordensschwestern über Werte und die christlichen Wurzeln der CDU. 
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Atomausstieg führt 
in Sackgasse 

Angesichts steigender En- 
ergiepreise und spürbarer 
Klimaveränderungen wer- 
den wir in Deutschland auf 
absehbare Zeit nicht auf 
die Kernenergie verzich- 
ten können. Deutschland 
endet energiepolitisch in 
einer Sackgasse, wenn Lauf- 
zeitverlängerungen für be- 
stehende Kernkraftwerke 
nicht endlich ernsthaft in 
Erwägung gezogen wer- 
den. Auch zweifelhafte 
Umfragen des Bundesum- 
weltministeriums ändern 
daran nichts. 

Die SPD muss sich den 
Realitäten stellen. Wird am 
Kernenergieausstieg fest- 
gehalten, muss allein bis 
2008 die Stromversorgung 
von über 7 Millionen Drei- 
Personen-Haushalten er- 
setzt werden. 

Ohne längere Laufzeiten 
stehen wir vor der Wahl, 
neue fossile Kraftwerke zu 

°auen, was den Klima- 
schutzzielen zuwider läuft, 
°der Atomstrom aus dem 
Ausland zu importieren. 
Strom aus erneuerbaren 
Energien wird erst in eini- 
gen Jahren in großem Um- 
far>g zu wettbewerbsfähi- 
gen Preisen zur Verfügung 
stehen. Kurzfristig würde 
aiJrch den Kernenergieaus- 

Katherina Reiche 

stieg jedoch der Neubau 
von Kohle- und Gaskraft- 
werken vorangetrieben. Die- 
se würden uns dann für die 
nächsten 30 bis 40 Jahre 
binden und eine Versor- 
gungsstruktur zementieren, 
die den erneuerbaren Ener- 
gien kaum Platz lässt. 

Der Koalitionsvertrag 
von CDU, CSU und SPD ist 
keine Aufforderung für ein 
Denkverbot. Wer Deutsch- 
land ernsthaft von Rohstoff- 
importen unabhängiger ma- 
chen will, kann auf die Op- 
tion Kernenergie nicht ver- 
zichten. 

Katherina Reiche ist 

stellvertretende Fraktions- 

vorsitzende. 

MehrTransparenz bei 
Scoring-Verfahren 

Die Bestrebungen der 
Schufa, zukünftig mehr 
Transparenz bei Scoring- 
Verfahren einzuführen und 

damit das Verfahren zur 
Kreditwürdigkeit offener 
zu gestalten, sind aus Ver- 

braucherschutzsicht zu be- 
grüßen und spiegeln die 

Forderungen der CDU/CSU 
wider. 

Das Scoring-Verfahren, 
das den Verbraucher je nach 
Branche anhand verschie- 
denster Kriterien bezüglich 
seiner wirtschaftlichen Kre- 
ditfähigkeit einstuft, muss 
für den Kunden einsehbar 
und nachvollziehbar sein. 
Nur so kann der Verbrau- 
cher seine Einstufung über- 
prüfen und gegebenenfalls 
auch verbessern. Dies ist ei- 
ne gute Nachricht für alle 
Verbraucher und der richti- 
ge Weg für ein offeneres, 
transparenteres System. 

Auch das Zugeständnis, 
säumige Schuldner von ge- 
ringen Beträgen zukünftig 
aus der Datenbank zu lö- 
schen, ist eine deutliche 
Verbesserung für viele Ver- 
braucher. Voraussetzung 
ist, dass sie innerhalb von 
vier Wochen nach der Mel- 
dung an die Schufa ihre 
Rechnung begleichen. Mit 
einer Grenze von 1.000 Euro 
wird die Verhältnismäßig- 
keit zukünftig besser be- 
rücksichtigt. Für Verbrau- 
cher, die wegen längst be- 
glichener 100 Euro Schul- 
den jahrlang bei der Schufa 
vermerkt blieben und da- 
durch Probleme bei Kredit- 
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Julia Klöckner 

antragen bekamen, ist dies 
ein Schritt in die richtige 
Richtung. 

Ebenso ist die ange- 
strebte Trennung von Kon- 
ditions- und Kreditabfra- 
gen bei Banken zu be- 
grüßen. Konditionsabfra- 
gen für Bankkredite sind 
etwas grundsätzlich an- 
ders, als Kreditanfragen. 
Letztere müssen von der 
Bank an die Schufa weiter- 
geleitet werden, um die 
Kreditwürdigkeit der Kun- 
den zu überprüfen. Durch 
mehrere Konditions- und 
Kreditanfragen konnte sich 
so schon die Score-Ein- 
stufung des Kunden ver- 
schlechtern. Diese zukünf- 

tige Trennung ist sinnvoll, 
denn eine Abfrage allge- 
meiner Konditionen ist 
noch lange keine Kreditan- 

frage. 
Julia Klöckner ist die 

Verbraucherschutz beauf- 
tragte der Bundestagsfrak- 
tion. 

Wichtiger Meilen- 
stein beim Bürokra- 

tieabbau 

Erklärung zur Vorstellung 
des Methodenhandbuchs 
der Bundesregierung durch 
die Staatsministerin Hilde- 
gard Müller, Koordinato- 
rin der Bundesregierung 
für Bürokratieabbau und 
bessere Rechtsetzung, und 
den Präsidenten des Statis- 
tischen Bundesamtes Jo- 
hann Hahlen: 

Die Bundesregierung be- 
treibt systematisch und en- 
ergisch den Abbau büro- 
kratischer Lasten. Die Mes- 
sung der Bürokratielasten 
anhand des kürzlich offiziell 
vorgestellten Handbuchs 
ist dabei wichtiges Mittel 
zum Zweck. 

Das Methodenhandbuch, 
welches eine einheitliche 
und verbindliche Messme- 
thodik für bestehende und 
neue Bürokratiekosten fest- 
legt, überträgt das interna- 
tional anerkannte Standard- 
Kosten-Modell auf bundes- 
deutsche Verhältnisse. 

Die Systematik in der 
Messung aller Informations- 
und Berichtspflichten, in 
Zukunft auch weiterer Bü- 
rokratiepflichten, ist vor- 
teilhafter als alle früheren 

Ansätze zum Bürokratieab- 
bau. In drei klaren Schritten 
-   Identifizierung   der   Bü- 

A * 
Michael Fuchs 

rokratiepflichten, Priorisie- 
rung und exakte Kostener- 
mittlung derselben - wird 
zum ersten Mal eine Ge- 
samterfassung möglich. 

Die Bundesregierung 
wird anhand der so erziel- 
ten Ergebnisse des Statis- 
tischen Bundesamtes die 
politische Entscheidung 
über den Nutzen einzelner 

Rechtnormen treffen. 
Mit diesem klaren Ver- 

fahren, künftig anhand von 
Kosten exakt die Notwen- 
digkeit von Wirtschaft und 
Bürger belastenden Rege- 
lungen bestimmen zu kön- 
nen, ist Deutschland einen 

entscheidenden Schritt wei- 
tergekommen. Europäische 
Nachbarländer sind uns hier 

bereits Vorbild. 
In wenigen Tagen treten 

das Gesetz zum Nationalen 

Normenkontrollrat und das 
Erste Mittelstandsentlas- 

tungs-Gesetz in Kraft; das 
zweite Mittelstandsentlas- 

tungsgesetz wird  zur Zeit 
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vorbereitet. Der Abbau der 
Bürokratie, des wesentli- 

chen Hemmnisses für Wachs- 
tum und Beschäftigung in 
unserem Land - genießt so- 
mit hohe Priorität. 

Bürokratieabbau ist bei 
dieser Bundesregierung in 
guten Händen. 

Michael Fuchs ist Vorsit- 

zender des Parlamentskrei- 
ses Mittelstand der Bundes- 
tagsfraktion. 

Sport fördert 
Prävention 

Der Sport und seine Verei- 
ne sind auf unbürokrati- 
sche Weise ausgezeichne- 
te Dienstleister in gesund- 
heitlicher Prävention. Das 
vom Deutschen Olympi- 
schen Sportbund heraus- 
gegebene Qualitätsmana- 
gement-Handbuch „SPORT 
pRO GESUNDHEIT" stellt 
die Bedeutung von über 
7000 Vereinen mit mehr 
als 14000 sportlichen An- 
geboten für gesundheitli- 
che Prävention heraus. 

In Zusammenarbeit mit 
der Bundesärztekammer 
sind Programme erarbeite- 
tet worden, deren Qualität 
durch das Gütesiegel SPORT 
pRO GESUNDHEIT gesi- 
chert ist. Ziele dieser Ange- 

bote sind u. a. die Stärkung 
des Bewegungsapparates 
Ur,d das Vorbeugen gegen 

Klaus Riegert 

Herz-Kreislauf-Erkrankun- 
gen. Darüber hinaus werden 
Anreize gegeben, über kör- 
perliche Aktivitäten zu ei- 
ner positiveren Bewertung 
des eigenen Gesundheits- 
zustandes zu kommen und 
zu einem gesunden Lebens- 
stil zu finden. Die Kranken- 
kassen sollten noch stärker 
als bisher mit den Vereinen 
kooperieren, deren Struktu- 
ren nutzen und den Ausbau 
der gesundheitsorientierten 
Angebote fördern. Studien 
belegen: Jeder in körperli- 
che Bewegung investierte 

Euro entlastet den Arbeits- 
und Gesundheitsbereich von 
Kosten in Höhe von 2-5 
Euro. 

Sportvereine stärken 

durch diese Angebote die 
Eigenverantwortung des 
Menschen für seine körper- 
liche Fitness und sein ge- 

sundheitliches Wohlbefin- 
den. Wir sollten diese Eigen- 
verantwortung durch eine 
effiziente Nutzung vorhan- 

dener Strukturen des Sports 

nutzen und ausbauen. Prä- 
vention wirkt durch Ein- 
sicht, nicht durch Verord- 
nung. 

Klaus Riegert ist der 

sportpolitische Fraktions- 
sprecher. 

Aktuell stehen auf 
der Homepage der 

Bundestagsfraktion 
unter www.cducsu.de 

folgende Eckpunkte- 
Papiere zum Download 
bereit 

• Eckpunkte zu einer 
Gesundheits- Reform 

2006 (PDF, 55 S.) 

Eckpunkte zur Unter- 

nehmen-Steuerreform 
(PDF, 3S.) 

• Materialien zur 

Föderalismusreform 
(Reden, Gesetzent- 

würfe, Beschlüsse etc.) 

Übersicht über die 

wesentlichen Punkte 

der Föderalismus-Re- 
form (PDF, 6 S.) 

Positionspapier 
Für einen Nationalen 
Aktionsplan Integra- 
tion (PDF, 4 S.) 

It 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Die Schule hat begonnen! 

Buntstifte mit Komfortgriff 
Die dreieckige Schaftform ist speziell 
auch für kleine Kinder - für einen besseren Halt - 
entwickelt worden. 

CDU-Buntstifte 
intensive Farbkraft, bruch-, wisch- und wasserfest 

Bestell-Nummer:9250 
Preis je 10 Schachteln: 21,50 € 
inkl. MwSt: 24,90 € 

Basteibogen mit Stundenplan als Leuchtturm 

Bestell-Nummer:9745 
Preis je 25 Stück: 5,00 € 
inkl. MwSt.: 5,80 € 

CDU-Stundenplan 2006 

Bestell-Nummer:9258 

Preis je 200 Stück: 18,50 € 
inkl. MwSt.: 21,45 € 
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Luftballon „Smilie" 
in zwei verschiedenen Farben 

(Blau und Weiß) je Verpackung 

Bestell-Nummer:9874 
Preis je 100 Stück: 13,00 € 

inkl. MwSt.: 15,08 € 

Luftballon-Schnellverschluss 
inkl. Halteschnur für Gasballons 

Bestell-Nummer: 9609 

Preis je 100 Stück: 4,90 € 
inkl. MwSt: 5,68 € 

Luftballon-Drahtstäbe 

Bestell-Nummer: 9305 
Preis je 500 Stück: 14,00 € 

inkl. MwSt: 16,24 € 

Luftballon 
Zubehör 

Schulplakat 
.Vorsicht! Schule hat begonnen." 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7317 

Preis je 50 Stück: 22,00 € 
inkl. MwSt: 25,52 € 

DINA0 
Bestell-Nummer: 7316 

Preis je 50 Stück: 40,00 € 
inkl. MwSt: 46,40 € 

Bestellung für Plakate direkt an die Bundesgeschäftsstelle 

Per Fax: 030-22070-389 
Per Mail: bestellung@cdu.de 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Reflektoren „Smilie" 

Bestell-Nummer:9558 
Preis je 25 Stück: 22,50 € 
inkl. MwSt.: 26,10 € 

Vitaminbonbons 
3g Minibonbon 

Bestell-Nummer:9177 
Preis je 1 kg (ca. 333 Bonbons): 8,00 € 
inkl. MwSt.: 8,56 € 

Vitaminbonbon - Set 
3 kg Bonbons + Bonbonschüttglas 
im Karton 

Bestell-Nummer:9178 
Preis 3 kg + Glas: 26,00 € 
inkl. MwSt: 30,16 € 

Freshmint-Tütchen 
2 Freshmints (Dragees) in einem Tütchen, zuckerfrei 

Bestell-Nummer:9110 
Preis je 200 Stück: 22,00 € 
inkl. MwSt.: 25,52 € 
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CDU-Papiertischdecke in Orange 

50 m x 1,00 m 

Bestell-Nummer:9059 
Preis je Rolle: 15,00 € 

inkl. MwSt.: 17,40 € 

Ordnerarmbinden 
neue Verpackungsmenge! 

Bestell-Nummer:0301 
Preis je 25 Stück: 20,50 € 

inkl. MwSt: 23,78 € 

Ordner 

Neuer preis'. 

CDU Sonnenschirm 
Durchmesser 180 cm 

Bestell-Nummer:0458 
Preis je Stück: 38,00 € 

inkl. MwSt.: 44,08 € 

Fußständer für Sonnenschirme 

Bestell-Nummer:0459 
Preis je Stück: 8,50 € 

inkl. MwSt: 9,86 € 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

m „Wir sollten mehr an un 
Fähigkeiten glauben." 
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Die Union handelt - 
wir kommen voran 

Aktionszeitung 
Ausgabe 11/2006 

Bestell-Nummer: 1013 
Preis je 250 Stück: 18,50 € 

inkl. MwSt: 19,80 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreuung 

Telefax 052 41-8 09 4165 
E-Mail: 

cdu-shop@bertelsmann.de 

Nutzen Sie auch unseren 
E-Shop unter 

www.cdunet.de 
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